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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Le Conseil des Etats s'est penché sur l'Initiative Monnaie pleine. Il a rejeté tacitement
cette initiative populaire. De plus, il a refusé par 29 voix contre 11 de proposer un
contre-projet indirect. Les initiants considèrent qu'il est important de réviser le
système d'émission de monnaie. Selon eux, la possibilité offerte aux banques d'émettre
des prêts entraîne une formation de dette superflue qui augmente les risques de bulle
financière. Par conséquent, ils souhaitent remettre la totalité de la compétence
d'émission monétaire à la BNS. D'un côté, Anita Fetz (sp/ps, BS) a parlé des risques de
déconnexion entre le système financier et l'économie réelle pour soutenir les
arguments de l'initiative. D'un autre côté, du point de vue de nombreux parlementaires,
cette initiative se nourrit des craintes d'une nouvelle crise financière. Des sénateurs du
PLR, du PDC et de l'UDC ont mis en avant les efforts déjà consentis, notamment dans le
cadre de la législation "too big too fail", au niveau de la régulation macroprudentielle
des banques. De plus, le Conseil fédéral, par l'intermédiaire de Ueli Maurer a montré
l'absence de bases scientifiques solides pour soutenir l'orientation voulue par
l'initiative. La décision du Conseil des Etats s'aligne sur la proposition de rejet, par 11
voix contre 0 et 2 abstentions, de sa Commission de l'économie et des redevances
(CER-CE). 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Zwei Wochen später eröffnete die SVP an ihrer Delegiertenversammlung in Biel die
Unterschriftensammlung. Zur SP-Gesundheitsinitiative, welche einkommens- und
vermögensabhängige Krankenkassenprämien verlangt, beschlossen die Delegierten
einstimmig die Nein-Parole. In seiner Rede zur Situation der Sozialwerke forderte
Bundesrat Samuel Schmid, die demographische Entwicklung zu berücksichtigen. Nicht
Anreize zur Frühpensionierung seien gefragt, sondern Arbeitsmodelle für ältere
Personen, ohne aber einfach das Rentenalter zu erhöhen. Nach einem kurzen Disput
zwischen Parteipräsident Ueli Maurer und dem Berner Kantonalpräsidenten Hermann
Weyeneth stimmten die SVP-Delegierten dem Antrag der Waadtländer SVP zu, ein
Strategiepapier zur Agrarpolitik auszuarbeiten. Weyeneth hatte eingewandt, die SVP sei
kein Ersatz-Bauernverband. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.02.2003
MAGDALENA BERNATH

Obschon die CVP einen aufwändigen Wahlkampf betrieben hatte, musste sie 7
Nationalratsmandate abgeben; besonders hoch waren die Verluste in ihren
traditionellen Stammlanden. Als erste Reaktion auf die Wahlniederlage stellte CVP-
Präsident Philipp Stähelin sein Amt zur Verfügung; die Parteileitung sprach ihm jedoch
das Vertrauen aus. Sie schloss den Rückzug eines ihrer Bundesratsmitglieder zugunsten
von Christoph Blocher (svp, ZH), den SVP-Präsident Ueli Maurer am Wahlabend
gefordert hatte, aus; für die Regierungsbildung stehe die Handlungsfähigkeit des
künftigen Bundesrates im Vordergrund. Dieser Entscheid stiess parteiintern nicht auf
einhellige Zustimmung; so erklärte der ehemalige CVP-Präsident, Ständerat Carlo
Schmid (AI), man käme um einen Bundesrat Blocher nicht mehr herum. Ende Oktober
entschied die CVP-Fraktion mit 33:5 Stimmen, mit beiden Bundesratsmitgliedern zur
Wiederwahl anzutreten und der Vereinigten Bundesversammlung damit die
Entscheidung über die künftige Regierungszusammensetzung zu überlassen. Gemäss
Fraktionschef Jean-Michel Cina (VS) anerkenne die CVP den Anspruch der SVP auf
einen zweiten Bundesratssitz. Ihrer Meinung nach solle die SVP jedoch den Sitz des
zurücktretenden FDP-Bundesrats Kaspar Villiger einnehmen; mit drei Sitzen im
Bundesrat und mit der Bundeskanzlerin sei der gemäss Cina neu formierte Rechtsblock
von SVP und FDP angemessen vertreten. Dieses Vorgehen stiess bei einigen CVP-
Kantonalparteien wie jener von Luzern auf Kritik, weil diese auf die Zusammenarbeit mit
der FDP angewiesen sind. Am 10. Dezember bestätigte das Parlament nicht CVP-

ANDERES
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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Bundesrätin Ruth Metzler, sondern wählte Christoph Blocher (svp, ZH) in die
Regierung. Die Parteileitung der CVP wies jegliche Mitschuld an der Abwahl ihres
Regierungsmitglieds von sich und erklärte, die CVP wolle ihr Glück in einer „Politik der
radikalen Mitte“ suchen und sich programmatisch erneuern. Die Fraktion werde Ende
Januar 2004 in Klausur gehen und im Frühling einen „Grundsatzparteitag“
durchführen. 3

Für einen Eklat sorgte SP-Präsident Christian Levrat, der – unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen – den Präsidenten der FDP
Fulvio Pelli der Lüge bezichtigte. Die FDP hätte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesräte Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern würde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitätsprinzip nicht entgegenstehen würde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstützte. Beide
Versprechen hätten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesrätin Sommaruga als
Konsumentenschützerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD übernehmen musste. Pelli seinerseits kündigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschäftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dürren Medienmitteilung
beigelegt wurde. 4

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN

Indem er für seinen „modernen Rütli-Rapport“ zur Beschwörung der schweizerischen
Unabhängigkeit keine Bewilligung eingeholt hatte, widersetzte sich der Zentralvorstand
der SVP der Benutzerordnung des Rütli. Diese von der zuständigen Schweizerischen
Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) aufgestellte, rechtlich aber nicht bindende
Regelung sieht vor, dass eine Veranstaltung mit mehr als 50 Personen auf der Rütli-
Wiese bewilligt werden muss. Dabei wird Parteien grundsätzlich keine Bewilligung
erteilt, was ein paar Wochen zuvor bereits die CVP erfahren hatte. SVP-Bundesrat
Maurer, der eine Rede über General Guisan vorbereitet hatte, präzisierte, dass er seine
Meinung überall ausdrücken wolle, ohne vorher um Erlaubnis zu fragen. Er widersetzte
sich der Weisung und hielt den Kaderrapport wie geplant ab. Die SGG reagierte mit
grossem Befremden und verlangte eine offizielle Entschuldigung. Die Regierungspartei
würde ein verfehltes Beispiel abgeben und die Hemmschwelle für andere politische
Gruppen senken, so etwa Rechtsradikale, das Rütli ungebührlich zu instrumentalisieren.
Die SVP verweigerte eine Entschuldigung und forderte ihrerseits eine Öffnung des Rütli
für Parteien. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.06.2011
MARC BÜHLMANN

An ihrer Delegiertenversammlung vom 20. Juni in Altstätten (SG) forderte die SVP in
einer Resolution, dass sich die Schweiz nicht an der EU-Operation „Atalanta“
beteiligen soll. Mit der Operation „Atalanta“ werden am Horn von Afrika im Indischen
Ozean Piraten bekämpft. Bundesrat Maurer sprach sich an der Versammlung gegen den
sicherheitspolitischen Grundsatz „Sicherheit durch Kooperation“ aus. Kooperation
bringe unweigerlich Abhängigkeit mit sich, was der staatlichen Souveränität schade. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.09.2011
SABINE HOHL

Für Kritik auch aus der eigenen Partei sorgte der neue Fraktionschef Andy Tschümperlin
mit seinem Plan, Ueli Maurer nicht zum Bundespräsidenten zu wählen. Tschümperlin
liess in der Sonntagspresse verlauten, dass er Ueli Maurer nicht für die richtige
Besetzung für das Bundespräsidium halte, da er sich eher wie ein Parteipräsident als
wie ein Bundesrat aufführe. Der Schwyzer SP-Politik erwähnte dabei etwa Maurers
abruptes Verlassen des Bundesratszimmers nach der Wiederwahl von Eveline Widmer-
Schlumpf als Bundesrätin. Hinter den Kulissen warfen einige von der Aussage
überraschte Genossen ihrem Fraktionschef wenig geschicktes Verhalten vor. 7

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 25.07.2012
MARC BÜHLMANN
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Vor gut 1'200 Besucherinnen und Besuchern erinnerte Nationalrat Blocher, der wie
jedes Jahr Mitte Januar an der Albisgüetli-Tagung auftrat, dass vor rund 20 Jahren an
diesem Ort die Zürcher SVP als erste Kantonalpartei den EWR-Beitritt abgelehnt habe.
Das Albisgüetli sei deshalb die Wiege für Freiheit und Unabhängigkeit. Dem Bundesrat
warf er eine kriecherische Haltung gegenüber den hochverschuldeten Staaten in Europa
und gegenüber den USA vor, die einen Finanz- und Wirtschaftskrieg gegen die Schweiz
führten. Die Tradition der Jahresveranstaltung der Zürcher SVP will es, dass der
amtierende Bundespräsident an die Tagung der Zürcher Kantonalsektion eingeladen
wird. Bundespräsident Maurer hatte ein Heimspiel und bezeichnete in seiner Gastrede
die humanitäre Tradition als wichtigen Wegweiser für die Schweiz, deren Basis die
bewaffnete Neutralität sei. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.01.2013
MARC BÜHLMANN

Bei der Abstimmungskampagne zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen zeigte sich
die SVP bereit, den Lead von der CVP zu übernehmen. Die CVP hatte sich von der
Kampagnenführung zurückgezogen, weil sie sich über die unklare Rolle Schwedens und
des Gripen-Herstellers Saab im Abstimmungskampf empörte. Parteipräsident Brunner
sagte in einem Radio-Interview, dass man jetzt keine Zeit mehr verlieren dürfe. Zu
einem Debakel verkam die Abstimmung dann nicht nur wegen des Erfolgs des
Referendums, sondern auch, weil sich Bundesrat Ueli Maurer während der Kampagne
einige „Entgleisungen“ – so die NZZ – leistete. Um aufzuzeigen, dass die alten
Kampfflugzeuge durch neue ersetzt werden müssten, stellte Maurer bei mehreren
Anlässen die Frage, wie viele Gebrauchsgegenstände man denn noch im Haushalt habe,
die älter als 30 Jahre seien. Bei ihm zu Hause sei das nur noch seine Frau. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.04.2014
MARC BÜHLMANN

Wie schon 2012 fiel die SVP bei der Parolenfassung zu den eidgenössischen
Volksabstimmungen durch einige Inkohärenz auf. Gleich bei vier Vorlagen, in denen
SVP-Mitglieder teilweise federführend waren, kam es zu abweichenden kantonalen
Parolen: Einige Mühe bekundete die SVP etwa mit der Parolenfassung zur
Ecopopinitiative, die teilweise auch als Druckmittel zur Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative betrachtet wurde. Weil einige SVP-Mitglieder dem
Ecopop-Komitee angehörten, kam es an der Delegiertenversammlung Ende August in
Unterägeri zu einer Debatte, bei der sich die Gegner des Begehrens schliesslich mit 298
zu 80 Stimmen durchsetzten. Dabei wurden von der Parteispitze auch strategische
Argumente vorgebracht: Wenn die SVP Ja sage und die Initiative an der Urne abgelehnt
werde, dann könne das so ausgelegt werden, als wollten die Stimmbürger die
Zuwanderung gar nicht begrenzen. Sieben Kantonalsektionen (AG, BL, LU, OW, SO, SZ,
TI) wollten diese Argumentation allerdings nicht unterstützen und empfahlen ein Ja.
Mitte Oktober beschloss der Zentralvorstand das Nein gegen die Initiative zur
Abschaffung der Pauschalbesteuerung und zur Goldinitiative. Im Vorfeld war
gemutmasst worden, dass vor allem letztere intern zu Diskussionen geführt habe und
deshalb den Delegierten nicht vorgelegt werden sollte. Offizielle Lesart war, dass man
den Delegierten an der Versammlung in Rothenturm (SZ) am 25. Oktober mehr Zeit für
die Debatte der geplanten Initiative zur Umsetzung von Volksentscheiden (gegen fremde
Richter) lassen wolle. Insbesondere das knappe Nein des Zentralvorstandes gegen die
Goldinitiative (mit 35 zu 34 Stimmen) weckte heftigen Widerstand der Initianten, die
allesamt selber der SVP angehören. Ulrich Schlüer und Lukas Reimann sprachen von
einem Demokratieproblem und kritisierten, dass der Antrag der JSVP, die Delegierten
trotzdem abstimmen zu lassen, vom Vorstand nicht ausgezählt, sondern nur geschätzt
worden sei, obwohl das Ergebnis sehr knapp gewesen sei. Der Vorstand begründete
sein Nein damit, dass unverkäufliche Goldreserven im Krisenfall der Schweiz keinen
Nutzen brächten. In der Tat widerspiegelten aber dann nicht weniger als 16
abweichende Sektionen (AG, BE, BL, BS, GE, GR, JU, LU, NW, OW, SH, SZ, TI, VS, ZG; NE
beschloss Stimmfreigabe) die knappe Haltung in der Parteielite. Gegen das bereits Ende
November 2013 gefasste Ja des Zentralvorstandes für die Abtreibungsinitiative regte
sich nicht nur Widerstand bei den SVP-Frauen, die im Januar ein Nein beschlossen,
sondern auch in den Kantonen Jura und Waadt, die ebenfalls ein Nein empfahlen. Die
Kantone Freiburg, Genf und Graubünden beschlossen zudem Stimmfreigabe. Das Ja des
Zentralvorstandes im April zur Pädophileninitiative, bei der sich insbesondere Natalie
Rickli und Oskar Freysinger stark ins Zeug legten, weckte ebenfalls den Unmut der SVP-
Frauen, die auch hier ein Nein empfahlen. Schliesslich tat sich die Basis schwer mit
dem Nein-Entscheid des Parteivorstandes beim Gegenvorschlag zur Hausarztinitiative,
wogegen in den Kantonen neun abweichende Parolen gefasst wurden (Ja in FR, GE, GL,
GR, JU, LU, SH und TG; Stimmfreigabe in UR). Bei den übrigen sieben Vorlagen war sich
die SVP-Familie hingegen ausserordentlich einig – insbesondere wenn es sich um linke

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Begehren handelte und natürlich bei der eigenen Masseneinwanderungsinitiative, bei
der bereits Ende November 2013 mit 352 zu 0 Stimmen für ein Ja geworben wurde.  Das
Nein zu FABI war ebenfalls bereits im November des Vorjahres vom Zentralvorstand
gefällt worden. An der Delegiertenversammlung Anfang April in Näfels (GL) sprachen
sich die SVP-Delegierten auch deutlich für den Kauf des Kampfjets Gripen (393 zu 1
Stimmen) aus. Bundesrat Maurer bezeichnete die anstehende Volksabstimmung als
generelles Votum für oder gegen die Armee. Gegen die Mindestlohninitiative wurde
hingegen wie erwartet ein einstimmiges Nein empfohlen. Solche linken Anliegen – und
nicht die in den Medien angeprangerte Einwanderungsinitiative – seien Gift für die
Schweiz, kommentierte Parteipräsident Brunner den Delegiertenentscheid. Ebenfalls
wenig umstritten waren das Nein zur Einheitskrankenkasse (mit 354 zu 9 Stimmen) und
das Ja zur Gastrosuisse-Initiative (357 zu 1 Stimme). 10

1) BO CE, 2017, pp.746 s.; Communiqué de presse, CER-CE; FF; 2016, pp.8225 s.; NZZ, 17.8., 25.8.17; AZ, NZZ, 29.9.17
2) Presse vom 3.2.03. Zur Reaktion des Bauernverbandspräsidenten Hansjörg Walter (svp, TG) siehe TA, 8.3.03.
3) Presse vom 20.-21.10., 30.-31.10. und 11.12.03; siehe auch oben, Teil I, 1c (Regierung).
4) Presse vom 28.9. bis 13.10.10.
5) NLZ, 28.5.11; LT, 30.5.11; Presse vom 4.6., 6.6. und 7.6.11.
6) NZZ, 22.6.09.
7) So-Bli, 22.7.12; TA, 23.7.12, AZ, 24.7.12; TA, 25.7.12.
8) Presse vom 19.1.13
9) BZ, 19.2.14; AZ, 28.4.14; NZZ, 29.4.14; AZ, 30.4.14
10) NZZ, 7.4.14; So-Bli, 24.8.14; AZ, NZZ, 25.8.14; Blick, 21.10.14; Lib, TA, 22.10.14; NZZ, 25.10.14; Blick, 28.10.14; AZ, LT, TA,
31.10.14; SO, 2.11.14; Blick, 5.11.14; Lib, 11.11.14
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